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Rechtsgrundlagen 

Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan (B-Plan) Nr. 37 mit Teilaufhebung des Bebau-
ungsplanes Nr. 9 „Kerngebiet“ i.d.F. der ersten Ergänzung wird mit Beschluss des Verwal-
tungsausschusses der Gemeinde Schwarmstedt vom 05.12.2013 aufgestellt. 
Für diese Planung sind folgende Rechtsquellen maßgebend: 
 
- Baugesetzbuch, BauGB, in Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 

2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548),  
- Baunutzungsverordnung, BauNVO in Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 

(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I 
S. 1548), 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. l 1991 S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509). 

 

1 Verfahren nach § 13 a BauGB 

Der § 13 a BauGB ermöglicht es Städten und Gemeinden, unter bestimmten Voraussetzun-
gen die Verfahrenserleichterungen und -beschleunigungen des § 13 BauGB in Anspruch zu 
nehmen.  

Die Anwendbarkeit des § 13 a BauGB beschränkt sich auf „Bebauungspläne der Innenent-
wicklung“. Diese können enthalten: Flächen zur Wiedernutzbarmachung oder Nachverdich-
tung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung.  

Der Geltungsbereich des hier gegenständlichen B-Plans ist im wirksamen Flächennutzungs-
plan der Samtgemeinde Schwarmstedt als gemischte Baufläche, M, dargestellt und liegt in 
zentraler Ortslage von Schwarmstedt. Das Plangebiet weist eine leistungsfähige äußere Er-
schließung (über die B 214, Celler Straße) auf und ist teils von Wohnnutzung sowie vor allem 
entlang der B 214 von gemischter Nutzung umgeben.  

Zwar handelt es sich hier nicht um eine Nachverdichtung oder Wiedernutzbarmachung, wohl 
aber um eine typische andere Maßnahme der Innenentwicklung, hier: der Verwirklichung von 
Infrastrukturvorhaben im Sinne § 13 a Abs. 2 Nr. 3 BauGB, nämlich der Schaffung von Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen für Versorgungseinrichtungen an einem städtebaulich  integrier-
ten und bereits entsprechend vorgeprägten Standort (vgl. unmittelbar westlich anschließen-
der bestehender Markt). Der Außenbereich wird geschont, Flächenverbrauch minimiert, vor-
handene Erschließungsstrukturen werden genutzt. Dies entspricht unmittelbar den Intentio-
nen des Gesetzgebers bzgl. des § 13 a BauGB.  

Die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird durch die Festsetzung 
eines Sonstigen Sondergebietes nach § 11 BauNVO hier nicht begründet. Anhaltspunkte für 
eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgebiete (Vogel-
schutzgebiete, FFH-Gebiete) liegen nicht vor. Insbesondere artenschutzrechtliche Belange 
werden im Verfahren anforderungsgerecht überprüft und berücksichtigt. Insoweit werden die 
maßgebenden Umweltbelange vollinhaltlich berücksichtigt.  

Die Gemeinde Schwarmstedt sieht die Voraussetzungen des § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB im 
vorliegenden Fall somit als gegeben an. Sie nimmt daher das Recht zum Verzicht auf die 
frühzeitigen Beteiligungsverfahren nach §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 BauGB für sich in Anspruch, 
da der Umfang der Planung (lediglich) Auswirkungen erwarten lässt, die im Rahmen einer 
einmaligen Beteiligung (öff. Auslegung) hinreichend dargelegt und erörtert werden können. 
Zudem sind etwaige sich wesentlich unterscheidende Lösungen für die Neugestaltung und 
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Entwicklung des Gebietes, deren Diskussion die frühzeitigen Beteiligungsverfahren wesent-
lich mit begründen würde, mit Blick auf die verkehrliche Erschließungssituation sowie die ge-
plante intensive Grundstücksausnutzung nicht erkennbar.  

Von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB bzw. dem Umweltbericht nach § 2a BauGB 
kann im Rahmen des Verfahrens nach § 13 a BauGB ebenfalls abgesehen werden 

Der in  § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB genannte Schwellenwert von 20.000 m² Grundfläche wird 
nicht erreicht. Einer Prüfung der Kriterien nach Anlage 2 zum BauGB bedarf es daher nicht.  

 

2 Vorhabenbeschreibung – Vorhaben- und Erschließungsplan 

2.1 Bebauungs- und Erschließungskonzept 

Das Bebauungs- und Erschließungskonzept, Stand 28.05.2014, wurde von der Hanseatic 
Bauträger GmbH, Hildesheim, entwickelt und ist Grundlage des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans, VEP, der Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist.  

Das Konzept beinhaltet die Schaffung eines kleinen Nahversorgungszentrums, bestehend 
aus einem Vollsortimenter in zeitgemäßer Größe und einem Discounter. Beide nutzen eine 
gemeinsame Parkplatzfläche, die den Märkten vorgelagert an der Celler Straße liegt.  

Für zeitgemäße Einzelhandelsmärkte am Standort ist es unverzichtbar, dass die Kunden-
parkplätze im Blickfeld des die Celler Straße befahrenden potentiellen Kunden liegen sowie 
in ausreichender Anzahl vorhanden und gefahrlos erreichbar sind.  

Es können ca. 120 Parkplätze realisiert werden. Diese - über die Stellplatzanforderungen der 
Nds. Bauordnung, NBauO, hinausgehende - Anzahl ist zwingend erforderlich, da davon aus-
zugehen ist, dass der Parkplatz aufgrund seiner zentralen Lage erfahrungsgemäß auch von 
einer nicht unerheblichen Zahl von Fremdparkern genutzt wird (sei es Touristen oder Kunden 
anderer, benachbarter Läden ohne ausreichende eigene Stellplätze), was in der Praxis kaum 
unterbunden werden kann.  

Für die Märkte zulässig ist eine Grundfläche von summarisch 5.000 m². Das Maß der bauli-
chen Nutzung des Sondergebietes ist in der Höhe auf ein (überhohes) Geschoss, sprich eine 
Bauhöhe von ca. 7,0 m beschränkt.  

2.2 Sich wesentlich unterscheidende Lösungen 

Die grundsätzliche Aufteilung des Grundstücks mit einer Zuordnung der Stellplätze zur Celler 
Straße ist unverrückbar. Die Planung hat sich mit verschiedenen Varianten betreffs der Ge-
bäudestellung und des Zuschnitts der Märkte befasst. Dabei waren die Optimierung verkehr-
licher Abläufe und eine angesichts der Grundstücksgröße optimale Ausnutzung des Grund-
stücks unter Wahrung nachbarschaftlicher Belange die maßgebenden Faktoren. 

Generell gilt: Egal welche Ausrichtung oder Lage des Gebäude einnimmt: Die ortsbildprä-
genden Laubbäume im nordöstlichen Teil des Geltungsbereichs sind nicht zu halten. Dafür 
sind die Flächenanforderungen zeitgemäßer Märkte sowie der damit verbundenen Stell-
platzanlage zu groß. Eine Reduzierung der Stellplatzfläche zu Gunsten weiteren Baumer-
halts ist daher nicht möglich.  

Auch die aus o.g. Gründen nicht näher verfolgte Variante, die Stellplätze in den hinteren 
Grundstücksbereich zu verlegen, würde nicht zu Reduzierungen der Auswirkungen auf den 
Baumbestand führen: Das „Unterfahren“ von einzelnen, zu erhaltenden Bäumen zu Park-
zwecken, wäre keine planerische Lösung, da dies die Bäume langfristig schädigt.  
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Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass keine Ansiedlungsvarianten erkennbar sind, 
die die unvermeidbaren Eingriffe in das Ortsbild im Allgemeinen und den Baumbestand im 
Besonderen erheblich abmindern.  

2.3 Bauliche Gestaltung – örtliche Bauvorschriften 

Materialwahl / Fassade:  

Mit der Gemeinde wurde Übereinstimmung erzielt, dass mindestens die Stellplatzseite / 
Straßenansicht der Hauptgebäude in Verblendmauerwerk (Klinkeroptik) erstellt wird. Die üb-
rigen Fassadenseiten werden überwiegend als Putzflächen gestaltet. Wichtig ist, dass beide 
Märkte eine einheitliche Außenansicht erhalten. Diese Anforderung wird mittels örtlicher 
Bauvorschrift verbindliche Vorgabe. 

Dachgestaltung / Dachform:  

Der Markt wird ein flach geneigtes Dach erhalten. Aufgrund des nahezu quadratischen 
Grundrisses des Marktgebäudes drängt sich ein steileres Satteldach, das grundsätzlich der 
Ortstypik entspräche, nicht auf. Bei auch nur annähernd ortstypischer, stärkerer Dachnei-
gung, würden sich Bauhöhen von ca. 15 m einstellen. Somit ergäbe sich sowohl ein massiv 
wirkender Giebel als auch eine immens große, sichtbare Dachfläche – beides wenig förder-
lich für das kleinräumige Ortsbild. Die Gemeinde trägt daher den Gedanken mit, über eine 
ansprechende zeitgemäße Fassade, s.o., eine Einbindung zu erzielen und dabei auch einen 
gestalterischen Akzent zu setzen, auf Vorgaben zur Dachform jedoch zu verzichten. Zudem 
vereinfacht ein flaches Dach auch die Anbringung einer (großflächigen) PV-Dachanlage, was 
andernorts bei vergleichbaren Märkten bereits praktiziert wurde.  

Werbeanlagen / Sonstiges: 

Das künftige Werbekonzept stellt sich wie folgt dar: Die beiden Hauptnutzer und die übrigen 
Nutzer werden über eine an der Celler Straße an einem passenden Standort platzierte Wer-
betafel beworben. Dementsprechend muss die Werbetafel ausreichend groß und auffällig 
sein. Hierzu trifft der Plan Regelungen. 

Ergänzend dazu erfolgt Werbung an den Marktgebäuden selbst. Hierzu werden Regelungen 
/ Einschränkungen nicht als erforderlich angesehen, vielmehr muss die Umsetzung wech-
selnder Werbekampagnen möglich sein. Im Allgemeinen soll die Attika, sprich die Oberkante 
des Gebäudes, als obere Grenze für dauerhafte Werbung gelten. Zur Endfassung des Be-
bauungsplanes wurde infolge der Konkretisierung des Hochbauentwurfs in Abstimmung mit 
der Gemeinde davon eine ausnahmsweise Abweichung definiert: Mit Blick auf die unten an-
geführte Entfernung der Eingangsbereiche der Märkte von der Celler Straße ist für jeden der 
Märkte die Anbringung eines zentralen, durch das Hauptlogo des Marktbetreibers gekenn-
zeichneten, Eingangsportals zulässig, das die zulässige Gebäudehöhe um bis zu 2 m über-
ragen darf.  

Da die Eingangsbereiche der Märkte ca. 50 m von der Celler Straße entfernt liegen, wird 
damit dem Erfordernis nachgekommen, diese über eine entsprechend auffällige Gestaltung 
deutlich hervorzuheben. Das betrifft sowohl Möglichkeiten der Überschreitung der zulässigen 
Höhen hinsichtlich der o.g. Eingangsportale wie auch eine auffällige farbliche Gestaltung, in 
der insbesondere das Corporate Design der künftigen Betreiberketten deutlich zu Tage tre-
ten kann. Insofern lässt der Plan für den Eingangsbereich und die Werbegestaltung an der 
Fassade selbst breiten Raum.  

Darüber hinaus darf die Attika durch Banner u.ä. um bis 2 m überschritten werden darf, so-
wie durch Flaggen / Fahnen.  

Mit den örtlichen Bauvorschriften wird die Werbung an der Celler Straße, die städtebaulich 
besonders wirksam wird, und am Gebäude selbst geregelt Für Reglementierungen weiterer 
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Werbeanlagen oder -flächen auf dem Grundstück, z.B. etwaiger temporärer Aufsteller o.ä. im 
Stellplatzbereich, wird kein Anlass gesehen, abgesehen vom Verbot wechselnden Lichts.   

 

3 Lage und Beschreibung des Geltungsbereichs 

Der Geltungsbereich liegt im unmittelbaren Ortskern von Schwarmstedt, nördlich der B 214, 
Celler Straße. Der Standort ist Teil des zentralen Versorgungsbereichs von Schwarmstedt.  

Im Geltungsbereich befinden sich neben Wohngebäuden Einrichtungen des Gemeinbedarfs 
(Rettungswache) sowie verschiedene weitere Nutzungen (Dienstleister). Die Gebäude sind 
teils ein-, teils zweigeschossig. Die Baustruktur ist sehr heterogen. Das gilt auch für das un-
mittelbare Umfeld des Geltungsbereichs. Westlich grenzt ein Vollsortimenter an, der im 
Rahmen dieser Planungen hier aufgegeben werden soll. Östlich des Geltungsbereichs an 
der Celler Straße liegt u.a. ein kleiner Sonderpostenmarkt.  

Im mittleren und nördlichen Teil des Plangebietes befindet sich umfangreicher Großbaumbe-
stand, allerdings vornehmlich Nadelgehölze, sowie Freiflächen. An der Südostecke des Flur-
stücks 234/25 befindet sich eine markante Eiche, die durch die Baumschutzsatzung der Ge-
meinde geschützt wird. Im nordöstlichen Teil des Geltungsbereichs grenzen Lagerflächen 
einer Bauunternehmung an.  

Sämtliche im Geltungsbereich befindlichen baulichen Anlagen werden im Rahmen der Neu-
bebauung beseitigt. 

Entlang der Westkante des Geltungsbereichs verläuft eine private Wegeverbindung von der 
Celler Straße in das nördlich gelegene Wohngebiet. Der Weg dient auch der Grundstückser-
schließung (Celler Straße 33 B, 33 C sowie 35 B/C). Innerhalb der Wegeverbindung befin-
den sich Ver- und Entsorgungsleitungen.    

 

Der Geltungsbereich umfasst folgende Flurstücke in der Flur 1 der Gemarkung Schwarms-
tedt: 190/11 /zum Teil), 190/4, 191/1, 189/5 (zum Teil), 234/7, 234/25, 234/15 (Wegparzelle 
Westrand) sowie die Straßenparzelle der Celler Straße.  

Die Größe des Geltungsbereichs beträgt ca. 1 ha, siehe auch Flächenbilanz, Abschnitt 9. 

Folgende Fotos verschaffen einen Eindruck vom Plangebiet (Aufnahmedatum 14.03.2014): 

       
Abb. 1: Wegeverbindung am Westrand; Blick Rtg.        Abb. 2: Freifläche mit Baumbestand im  
Celler Straße: links Rettungswache, rechts Parkplatz   östlichen Teil des Geltungsbereichs 
Vollsortimenter                                                                                           
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Abb. 3: Baulicher Bestand und Hoffläche im            Abb. 4: Lagerfläche / Freifläche im Nordosten  
mittleren Geltungsbereich              des Plangebietes 
 
 

4 Veranlassung und Ziel der Planung 

Zielsetzung der Planung ist die Schaffung der Zulässigkeitsvoraussetzungen für großflächige 
Einzelhandelsbetriebe. Vorgesehen ist eine Verkaufsfläche von bis zu 1.750 m² für den ge-
planten Vollsortimenter sowie bis zu 1.000 m² für den geplanten Discountmarkt. Dies ist die 
Voraussetzung für eine zeitgemäßen Mindestanforderungen entsprechende Auswahl und 
Präsentation von Sortimenten und Waren.    

Anlass des Einstiegs in die Planung ist die Flächensicherung und Klärung des Umgangs mit 
den bestehenden Nutzungen auf dem Planungsstandort durch den Vorhabenträger.  

Es liegen architektonische Entwurfsplanungen vor, vgl. VEP. Der hier vorliegende Bebau-
ungsplan berücksichtigt diese und setzt dabei einen flexiblen bauleitplanerischen Rahmen, 
ohne dass der Vorhabenbezug dabei in Abrede gestellt werden kann.  

 

Mit der vorliegenden Planung möchte die Gemeinde Schwarmstedt den Ortskern mit seinen 
Versorgungseinrichtungen stärken und langfristig im Sinne ihrer grundzentralen Funktionen 
Versorgungssicherheit und zeitgemäße Vielfalt für ihre Bewohner sichern.  

Zwar befindet sich im weiteren Verlauf der Celler Straße Richtung Norden bereits ein Nach-
versorgungszentrum, jedoch soll hierzu ein Gegengewicht geschaffen werden. Dabei bewegt 
sich die Planung im Rahmen der raumordnerischen Zulässigkeiten, die gutachterlicherseits 
bestätigt wurde. Das heißt: Die Planung trägt zur Funktionsstärkung bei und steigert die örtli-
che Kaufkraftbindung.     
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5 Übergeordnete Vorgaben und sonstige Rahmenbedingungen 

5.1 Regionales Raumordnungsprogramm 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

Die Ziele der Raumordnung ergeben sich aus dem seit Januar 2008 in Kraft getretenen und 
2011/2012 (wirksam seit 03.10.2012) fortgeschriebenen Landes-Raumordnungsprogramm 
für Niedersachsen sowie dem Regionalen Raumordnungsprogramm, RROP 2000, für den 
Landkreis.  

Das Regionale Raumordnungsprogramm des Landkreises stellt die Gemeinde Schwarms-
tedt als Grundzentrum im ländlichen Raum, D 1.3, mit den Schwerpunktaufgaben Sicherung 
und Entwicklung von Wohnstätten / Arbeitsstätten, D 1.6, sowie Fremdenverkehr, D 1.5 / 3.8 
dar.  

In den Grundzentren sind gemäß RROP B 6 03 Einrichtungen und Angebote für den allge-
meinen täglichen Grundbedarf bereit zu stellen. Hierzu gehört die Sicherung der Versorgung 
mit Gütern des täglichen Bedarfs in besonderem Maße. Dabei ist in Schwarmstedt neben 
den ortsansässigen Einwohnern auch die das Aller-Leine-Tal besuchende touristische Klien-
tel als Nachfrager zu berücksichtigen.  

Die Planung standortangemessener (siehe raumordnerische Beurteilung) Versorgungsstruk-
turen entspricht den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung betreffs der Entwicklung der 
zentralen Orte. Dabei sind nachbarkommunale Interessen, d.h. die Belange benachbarter 
Zentren, zu berücksichtigen. Dies ist im Rahmen der interkommunalen Abstimmung erfolgt.  

Aufgrund der Lage des Plangebietes innerhalb der zentralen Ortslage sind konkrete, gemäß 
der zeichnerischen Darstellungen des RROP anzusprechende, Belange der Raumordnung 
nicht betroffen.  

Zur raumordnerischen Beurteilung des Vorhabens liegt eine Stellungnahme der Unteren 
Raumordnungsbehörde vor, siehe Abschnitt 5.2.  

5.2 Raumordnerische Stellungnahme  

Nach dem Landsraumordnungsprogramm (LROP) Niedersachsen 2012 gelten für eine gute 
räumliche Steuerung der Daseinsvorsorge u.a. folgende Ziele der Raumordnung (Grundprin-
zipien), die bei der Beurteilung von großflächigen Einzelhandelsobjekten zu beachten sind: 

- das Konzentrationsgebot: Durch eine angemessene und nachhaltige Bündelung der An-
gebote der Daseinsvorsorge an den zentralen Orten werden vielfältige positive Synergie-
effekte erzielt. Neue Einzelhandelsobjekte sind nur innerhalb des zentralen Siedlungsbe-
reichs des jeweiligen zentralen Ortes zulässig. 

Der Planungsstandort liegt inmitten des zentralen Versorgungsschwerpunktes von 
Schwarmstedt. Mit dieser Lage entspricht der Standort dem Konzentrationsgebot.  

- das Integrationsgebot: Zur Sicherung und Entwicklung der Handelsfunktionen insbeson-
dere von Innenstädten und Ortsmitten sind neue Einzelhandelsgroßprojekte, die ein in-
nenstadtrelevanten Kernsortiment (wie z.B. Lebensmittel) aufweisen, vornehmlich inner-
halb städtebaulich integrierter Lagen anzusiedeln.  

Der Standort ist städtebaulich hervorragend integriert. Das Integrationsgebot wird be-
rücksichtigt.  

- das Beeinträchtigungsgebot: Ausgeglichene Versorgungsstrukturen und deren Verwirkli-
chung, die Funktionsfähigkeit zentraler Orte und integrierter Versorgungsstandorte sowie 
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die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung dürfen durch neue Einzelhandels-
großprojekte nicht wesentlich beeinträchtigt werden.  

Mit Blick auf das vorliegende Einzelhandelsgutachten, siehe Abschnitt 5.3, und eine positive 
Beurteilung durch die IHK Lüneburg-Wolfsburg hat die Untere Raumordnungsbehörde im 
Rahmen ihrer Stellungnahme zum Bauleitplanverfahren eine positive raumordnerische Beur-
teilung abgegeben (Schreiben vom 12.06.2014). Maßgebend dafür war insbesondere die 
Lage des Vorhabenstandorts im zentralen Versorgungsbereich von Schwarmstedt.  

5.3 Absatzwirtschaftliche Auswirkungsanalyse 

Mit Datum April 2014 hat die BBE Handelsberatung eine absatzwirtschaftliche Auswirkungs-
analyse zu den beiden geplanten Märkten vorgelegt1. Das Gutachten ist als Anlage 5 der 
Begründung angehängt.  

Der Gutachter hat folgende Verkaufsflächenänderungen berücksichtigt (Angaben in m²): 

VKF-Bestand VKF nach Verlagerung  Veränderung 

Discounter:   744     999  + 255  

Vollsortimenter:  770  1.707  + 937 

In der Ergebniszusammenfassung ist festzustellen: Es ist in Schwarmstedt mit einer deutli-
chen Verschärfung der Wettbewerbssituation zu rechnen. Jedoch dienen beide Projektvor-
haben nahezu ausschließlich der haushaltsnahen Grundversorgung in der Samtgemeinde 
und übernehmen keine überregionale Ausstrahlungskraft bzw. Versorgungsfunktion.  

Es werden sich deutliche Umsatzverteilungseffekte in Schwarmstedt einstellen, die vor allem 
zwei standortansässige, systemgleiche Einzelhandelsunternehmen wie die Planvorhaben 
betreffen werden. Jedoch ist angesichts der jeweiligen kleinräumigen Lagesituation der bei-
den betroffenen Märkte auch künftig von deren Wettbewerbsfähigkeit auszugehen. Wichtig 
ist: Von einer Schwächung der Funktionsfähigkeit des zentralen Versorgungsbereichs (Orts-
kern) ist nicht auszugehen.  

Vielmehr ist zu betonen, dass die Planvorhaben in der Summe als bestandssichernde Maß-
nahmen zu bewerten sind, die den Versorgungsgrad mit nahversorgungsrelevanten Angebo-
ten im zentralen Versorgungsbereich mittel- bis langfristig sichern und den Einzelhandel im 
Ortskern von Schwarmstedt qualitativ und quantitativ aufwerten.  

Unter den genannten Rahmenbedingungen ist von einer Berücksichtigung des Kongruenz-
gebotes, des Beeinträchtigungsverbots, des Konzentrationsgebotes und des Integrationsge-
botes auszugehen, siehe auch Abschnitt 5.2. Einzelheiten können dem Gutachten entnom-
men werden.  

5.4 Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan, vgl. Anlage 1, stellt für das Plangebiet sowie die nähere 
Umgebung gemischte Baufläche, M, § 1 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO dar.  

Dieser Bebauungsplan setzt ein Sonstiges Sondergebiet nach § 11 BauNVO fest. Das heißt: 
Somit ist dieser Bebauungsplan nicht gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem wirksamen Flä-
chennutzungsplan entwickelt.  

§ 13 a BauGB lässt es jedoch zu, den Flächennutzungsplan bei Vorliegen der sonstigen An-
wendungsvoraussetzungen, siehe dazu Abschnitt 1 dieser Begründung, zu gegebener Zeit 

 
1 Auswirkungsanalyse für die geplante Verlagerung und Erweiterung eines Aldi-Lebensmittel-Discountmarktes 
sowie eines Edeka-Lebensmittelmarktes in 29690 Schwarmstedt, Celler Straße 31, BBE, Hamburg, im April 2014 
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im Wege der Berichtigung anzupassen. Hiervon macht die Gemeinde Schwarmstedt Ge-
brauch.  

Unter Bezug auf § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist auszuführen: Die geordnete städtebauliche 
Entwicklung des Gemeindegebietes wird mit dieser Planaufstellung erkennbar nicht beein-
trächtigt, da der Planungsstandort sich in bestens integrierter Lage im Ortskern befindet und 
erschließungstechnisch hervorragend angebunden ist.   

Derzeit befindet sich zudem unmittelbar westlich angrenzend ein Einzelhandelsmarkt (perio-
discher Bedarf), der im Zuge der Neubebauung aufgegeben werden soll. Der Geltungsbe-
reich der Planaufstellung umfasst vornehmlich das Vorhabens-Grundstück und ist damit 
recht kleinräumig. Im Rahmen der Planung vorgesehen ist ausschließlich, die Voraussetzun-
gen für Lebensmittelmärkte mit untergeordneten Ergänzungsnutzungen zu schaffen. Raum-
ordnerische Bedenken liegen nicht vor, sofern die o.g. Verkaufsfläche für Artikel des periodi-
schen Bedarfs nicht überschritten wird.   

Daher liegt eine Beeinträchtigung des Gemeindegebietes nicht vor. Die Planung entspricht 
der Intention, den Ortskern zu stärken und damit im besonderen Maße städtebaulichen Be-
strebungen und raumordnerischen Zielen, die Nahbereichs-Versorgung für alle Bevölke-
rungsschichten zu sichern. Das Plangebiet gehört unmittelbar zum zentralen Versorgungsbe-
reichs von Schwarmstedt.  

Der Flächennutzungsplan wird bei Gelegenheit berichtigt, indem eine Sonderbaufläche, S, 
dargestellt wird.  

5.5 Rechtswirksamer Bebauungsplan - Teilaufhebung 

Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplanes erfolgt eine Teilaufhebung des Bebauungsplans 
Nr. 9 „Kerngebiet“. Dieser liegt in der Fassung der ersten Ergänzung vor und setzt für etwa 
die südlichen 2/3 des Plangebiets Mischgebiet, MI, § 6 BauNVO fest.  

Im Rahmen der genannten Festsetzung kann ein großflächiges Einzelhandelsvorhaben nicht 
realisiert werden. Hierzu bedarf es eines Sonstigen Sondergebietes nach § 11 BauNVO. Da-
her ist eine Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 9 im Bereich der betroffenen Flurstücke, 
siehe Abschnitt 3, erforderlich. 

Für das nördliche Drittel des Plangebietes liegt kein Bebauungsplan vor. Erst weitere im Mitt-
tel 30 m nördlich des Plangebietes beginnt der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 
21„Hinter dem Mönke“ der in Verlängerung des Plangebietes ebenfalls MI sowie Hausgärten 
und eingeschränktes Gewerbegebiet, GEe, festsetzt, vgl. folgende Abbildungen.  
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Abb. 3: Ausschnitt B-Plan Nr. 9 „Kerngebiet“ - maßstabslose Abbildung 

 

 
Abb. 4: Ausschnitt B-Plan Nr. 21 „Hinter dem Mönke“ – maßstabslose Abbildung 

Plangebiet vBP Nr. 37 

Plangebiet vBP Nr. 37 



 
Gemeinde Schwarmstedt, vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 37  
 
 13 

6 Begleitende Untersuchungen 

Zu diesem Bebauungsplan liegen ein schalltechnisches Gutachten des Büros Lauterbach, 
Hameln, siehe Anlage 2, sowie eine verkehrliche Untersuchung des Büros Zacharias, siehe 
Anlage 3, vor. Zudem liegt ein Bodengutachten vor, dessen wesentliche, für diese Planungs-
ebene relevanten, Inhalte in Abschnitt 6.3 wieder gegeben werden.  

6.1 Immissionen / Schallschutz 

Der Schallgutachter hat in seinem Gutachten vom März 2014 eine vorhabenbezogene Be-
trachtung vorgenommen, das heißt die konkrete Planung analog das aktuellen Lageplanes 
der Fa. Hanseatic berücksichtigt, u.a. mit den festgesetzten Verkaufsflächen. Dies ist bei ei-
nem vorhabenbezogenen Bebauungsplan geboten.  

Dabei wurden weder Maßnahmen zum aktiven Schallschutz, wie z.B. eine Einhausung der 
Ladezone, oder Maßnahmen zur Immissionsminderung, wie z.B. Asphaltbelag auf der Stell-
platzfläche berücksichtigt.  

Der Gutachter hat betriebsbezogene Immissionen wie auch verkehrliche Immissionen be-
rechnet. Rechnerisch nicht relevant war dabei die im Vergleich zum ist-Zustand geringe Er-
höhung der Verkehrsbelastung auf der Celler Straße, B 214.   

Für die umgebende schutzbedürftige Nutzung gilt: Das Plangebiet inkl. der unmittelbaren 
Umgebung (Immissionspunkte Kirchstr. 26 und Celler Str. 27) liegen innerhalb des rechts-
wirksamen Bebauungsplanes Nr. 9 „Kerngebiet" der Gemeinde Schwarmstedt, der Mischge-
biet, MI, festsetzt. Die Immissionspunkte Celler Str. 33 und 35, vgl. Gutachten, liegen nörd-
lich des Plangebietes zwischen den Geltungsbereichen der Bebauungspläne Nr. 9 und Nr. 
21 „Hinter dem Mönke", vgl. auch vorne Abschnitt 5.4. Diese setzen für die an die genannten 
Immissionspunkte angrenzenden Bereiche jeweils Mischgebiet fest. Daher und unter Bezug 
auf die tatsächliche örtliche Nutzungsstruktur sind die genannten Grundstücke ebenfalls als 
Mischgebiet einzustufen. Für die Immissionspunkte Esseler Straße 2 und 4 gilt dies sinnge-
mäß ebenso.  

Das bedeutet, dass sämtliche schutzbedürftigen Objekte in der Umgebung des Plangebietes 
mit einem Schutzanspruch analog eines Mischgebietes anzusetzen waren. 

Als Vorbelastungen aus der Umgebung wurden der westlich gelegene Verbrauchermarkt 
sowie der östliche gelegene Sonderpostenmarkt bzw. deren Parkplatzgeräusche berücksich-
tigt.  

Unter diesen Rahmenbedingungen kam der Gutachter zu dem Ergebnis, dass das geplante 
Vorhaben aus schalltechnischer Sicht ohne weitere Auflagen / Vorgaben, die im Bebauungs-
plan festzusetzen wären, genehmigungsfähig ist.  

Für die Lüftungs- und Kälteanlagen wurde ein Schallleistungspegel gewählt, der sicherstellt, 
dass am jeweils nächsten geöffneten Fenster ein ungestörter Schlaf (Beurteilungspegel 
nachts 35 dB(A)) sichergestellt ist.  

Zulässig sind dementsprechend Schallleistungspegel Lwa von 66 dB(A) an der Westseite des 
Vollversorgers und 70 dB(A) an der Ostseite des Discounters. Deren Einhaltung oder Unter-
schreitung ist im Einzelgenehmigungsverfahren nachzuweisen. Auf eine Festsetzung wird 
verzichtet, da die Lage der Zu- und Abluftöffnungen und exakte Standorte der technischen 
Aggregate noch geringfügig variieren können. Mithilfe von Schalldämpfern entsprechend 
dem Stand der Lärmbekämpfungstechnik können die genannten Anforderungen sicher ge-
währleistet werden.  

Nähere Einzelheiten sind dem lärmtechnischen Gutachten zu entnehmen.  
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Aufgrund von Stellungnahmen im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurde die Freiflä-
chensituation der Grundstücke Esseler Straße 2 und 4 nochmals vertieft, da deren Freiflä-
chen nach Westen orientiert sind und u.a. von marktseitig nach Osten abstrahlenden Lüf-
tungs-/Kühlungsaggregaten betroffen sind.  

Der Gutachter hat für die Aggregate (Kühler / Lüfter) eine Abstrahlung nach Osten in einer 
Höhe von 2 m über Gelände angesetzt, was einer standardmäßigen Anbringung entspräche. 
Der daraufhin unmittelbar im Gebäude errechnete Immissionspegel von 50 dB(A) zeigt, dass 
ohne weitere Maßnahmen auch im Nahbereich westlich des Gebäudes der Orientierungs-
wert von 60 dB(A) eingehalten bzw. unterschritten wird, so dass auf einer angemessen gro-
ßen Fläche des Gartens eine Freibereichsnutzung von statten gehen kann. Anspruch auf die 
Einhaltung des genannten Orientierungswertes im gesamten Freibereich westlich des Ge-
bäudes besteht nicht.  

Unabhängig davon bestehen quasi „freiwillige“ Optimierungsmöglichkeiten: Zum einen ist die 
Anbringung der Aggregate in Bodennähe möglich, so dass die Abstrahlung weiter reduziert 
wird. Zum zweiten besteht die Möglichkeit der Errichtung eines schallwirksamen Holzzaunes 
im Bereich der Containeraufstellfläche und deren Zufahrt, der auch die nach unten verlegten 
Aggregate mit abdecken kann. Da der Container ca. 1,20 m unter Geländeniveau steht, kann 
über einen ca. 1,30 m hohen Schallschutzzaun bereits eine weitere Abschirmung erfolgen.  

Zu beiden Maßnahmen hat sich der Vorhabenträger gegenüber der Gemeinde verpflichtet. 
Im Ergebnis erfolgt eine weitere Reduzierung der Immissionen im Garten- / Freibereich der 
betroffenen Grundstücke. Dies wurde gutachterlich in einem Nachtrag ermittelt, der Bestand-
teil der Abwägung ist. Somit werden auf mindestens etwa 3/4 der Fläche des Garten-
/Freibereichs Immissionswerte von 55 dB(A) oder (für Esseler Straße 4 deutlich) weniger er-
reicht, gleichbedeutend mit WA-Werten. Damit ist eine uneingeschränkte Freiflächennutzung 
gewährleistet.  

Die angesprochenen Maßnahmen werden im Durchführungsvertrag abgesichert. 

6.2 Verkehrsaufkommen 

Das verkehrliche Gutachten betrachtet neben der Grundstückszufahrt die nahezu gegen-
überliegende Einmündungssituation der Kirchstraße in die Celler Straße unter Berücksichti-
gung der Wirkungen der unweit gelegenen Fußgängerquerungen (Bedarfsampel).  

Im Ergebnis zeigt sich, dass am Knoten Kirchstraße / Celler Straße planbedingt keine bauli-
chen Veränderungen erforderlich sind. Unbenommen dessen weist der Knoten jedoch ver-
kehrliche Mängel auf, betreffend die Linksabbiegersituation aus der Kirchstraße heraus.  

Für die Grundstückszufahrt zu den geplanten Märkten empfiehlt der Verkehrsgutachter, im 
Straßenraum der Celler Straße eine Fahrbahnaufweitung für linksabbiegende Fahrzeuge 
herzustellen. Die Aufstellfläche muss dabei nicht breiter als 5,50 m sein, die Aufstelllänge 
sollte für zwei Fahrzeuge geeignet sein.  

Nähere Einzelheiten sind dem verkehrlichen Gutachten zu entnehmen.  

Im Rahmen der Stellungnahme zur Bauleitplanung forderte die Landesbehörde für Straßen-
bau und Verkehr aufgrund des hohen Lkw-Anteils jedoch eine Linksabbiegerspur. Siehe da-
zu näher Abschnitt 7.5 dieser Begründung.   
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6.3 Bodengutachten 

Es liegt ein Bodengutachten des Büros Böker und Partner vor, das die Belange des Bau-
grundes (Tragfähigkeit und Versickerung) sowie den Aspekt Altlasten untersucht2. Das Gut-
achten kann bei der Gemeinde oder dem Planverfasser abgefordert werden.  

Hinsichtlich der für dieses Verfahren relevanten Inhalte ist festzustellen: 

Die orientierende Überprüfung der Altlastensituation ergab keine Hinweise auf Kontaminatio-
nen des Bodens im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG). Nach abfallrecht-
licher Einstufung ist für die anstehenden Böden eine LAGA-Zuordnung Z0 anzunehmen, stel-
lenweise für Füllboden Z2.  

Die Versickerungsfähigkeit ist auf dem gesamten Standort als sehr wechselhaft anzuspre-
chen. Ggf. kann durch Bodenaustausch die Versickerungsfähigkeit örtlich hergestellt werden, 
da das Grundwasserdruckniveau ausreichend Raum für eine Wasseraufnahme bietet. Das 
Grundwasser wurde in Tiefen von > 3 m unter Geländeoberkante angetroffen.  

Gemäß Gutachter ist über herkömmliche Versickerungsanlagen eine Versickerungsfähigkeit 
mit Einschränkungen gegeben.  

Die Untere Bodenbehörde weist auf Folgendes hin: Anfallende Abfälle (z.B. die Böden mit 
Z2-Zuordnung) sind ordnungsgemäß zu verwerten / entsorgen. Es ist darüber beim Land-
kreis Heidekreis ein Nachweis vorzulegen. 
 

7 Festsetzungen 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

Es wird ein Sonstiges Sondergebiet, SO, § 11 BauNVO, Zweckbestimmung „Großflächiger 
Einzelhandel“, festgesetzt, um am Standort vornehmlich großflächigen Einzelhandel zu reali-
sieren, der primär der verbrauchernahen Grundversorgung der Bevölkerung mit einem Wa-
renangebot für den periodischen Bedarf dient. Als Grundlage der zulässigen Verkaufsflächen 
am Standort liegen eine raumordnerische Beurteilung und ein entsprechendes Einzelhan-
delsgutachten vor, siehe Abschnitt 5.2. Das Sonstige Sondergebiet wird in die Teilbaugebie-
te SO 1 „Vollsortimenter“ und SO 2 „Discounter“ unterteilt, für die jeweils Regelungen zur 
Nutzung und weitere Festsetzungen, u.a. zur Verkaufsfläche, getroffen werden.  

Es wird eine maximale Verkaufsfläche von 1.750 m² für SO 1 und 1.000 m² für SO 2 festge-
setzt, deren Großteil jeweils eindeutig für die Nahbereichsversorgung (periodischer Bedarf) 
reserviert ist.  

Der Begriff der Verkaufsfläche ist in der BauNVO nicht bestimmt. Maßgeblich ist die Fläche, 
auf der der Verkauf stattfindet. Dazu ist auszugehen von den Innenmaßen des Gebäudes 
und den Flächen, die für den Verkauf von Waren bestimmt sind, also alle zum Zweck des 
Verkaufs den Kunden zugängliche Flächen. Dazu gehören auch die zugehörigen Gänge, 
Treppen, Kassenzonen, Eingangsbereiche, Standflächen für Einrichtungsgegenstände, wie 
Tresen, Kassen, Regale und Schränke, auch Einbauschränke, Schaufenster und Freiflächen 
(BVerwG, Urt. vom 27.04.1990 – 4 C 36.87 –, a. a. O., vor §§ 1–15). Zur Verkaufsfläche ge-
hören daher auch die Bereiche der Kassenzonen sowie diejenigen Bereiche, die aus Grün-
den der Hygiene oder Sicherheit (Kassen, nicht verpackte Fleisch-, Wurst- und Käsebestän-
de) von den Kunden nicht betreten werden dürfen, die aber den Verkaufsvorgängen dienen 

 
2 Baugrunduntersuchung: Neubau von zwei Lebensmittelmärkten 29690 Schwarmstedt, Celler Straße 31 - Geo-
technischer Untersuchungsbericht, Böker und Partner, Hannover, 11.04.2014 
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und noch nicht zum Lager gehören (vgl. auch OVG Lüneburg, Beschl. vom 15.11.2002 – 1 
ME 151/02 –, ZfBR 2003, 165). 

Einbezogen in die Verkaufsfläche eines Lebensmittel-Einzelhandelsbetriebs ist daher auch 
der Bereich nach der Kassenzone, in dem die Waren eingepackt und sonstige Nachbearbei-
tungsmaßnahmen getroffen werden können (VGH Mannheim Urt. vom 13.07.2004 – 5 S 
1205/03 –, ZfBR 2005, 78). Gemäß Urteil des BVerwG vom 24. 11. 2005 – 4 C 10.04 –, a. a. 
O., vor §§ 1–15, sind auch die Thekenbereiche, die vom Kunden nicht betreten werden dür-
fen, der Kassenvorraum (einschließlich eines Bereichs zum Einpacken der Ware und Ent-
sorgen des Verpackungsmaterials) sowie ein Windfang einzubeziehen.  

Abschließend ist zum Belang Verkaufsflächen darauf hinzuweisen, dass deren Festsetzung 
nur in einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan zulässig ist, da dieser über die Konkreti-
sierung im VEP und dem dazugehörigen Durchführungsvertrag die Möglichkeit bietet, ers-
tens sich aus dem Zulässigkeitskanon des § 9 BauGB zu lösen und zweitens eine konkrete 
Vorhabenträger-bezogene Regelung zu treffen. Hiervon macht die Gemeinde Schwarmstedt 
Gebrauch.  

7.2 Maß der baulichen Nutzung / Höhe / Bauweise 

Die Höhe des Gebäudes und damit die Einfügung in das Orts- und Landschaftsbild und die 
Vorprägung auf die Umgebung wird auf der Grundlage von § 16 (3) Nr. 2 BauNVO durch die 
Zahl der zulässigen Vollgeschosse festgesetzt. Die Märkte werden eingeschossig realisiert, 
allerdings mit einer übergroßen Geschosshöhe. 

Die Frage der Zulässigkeit eines Dachgeschoss-Ausbaus (als Nicht-Vollgeschoss) stellt sich 
im vorliegenden Fall nicht. Die zulässige Gebäudehöhe gilt ausnahmsweise nicht für unter-
geordnete Nebenanlagen (Abluftanlagen etc.) und eine eventuelle PV-Anlage, bei der von 
einer konstruktiven Höhe von ca. 1 bis 1,50 m auszugehen ist. Ebenso ist eine Überschrei-
tung der Gebäudehöhe um bis zu 2 m durch untergeordnete Gebäudeteile inkl. von Ein-
gangsportalen zulässig.  

Es wird eine mit der zulässigen Verkaufsfläche korrespondierende Grundfläche, GR, von 
summarisch 5.000 m² zugelassen. Mit Blick auf eine klare Aufteilung der zulässigen Ge-
samtgrundfläche und um Unklarheiten im Abgleich zu § 3 der textlichen Festsetzungen zu 
vermeiden wird zur Endfassung auch für das Baugebiet SO 2 eine GR von 2.500 m² festge-
setzt. Die zulässige Gesamtgrundfläche und damit die Versiegelung bleiben unverändert.    

Für die Stellplatzanlage wird eine gesonderte Regelung getroffen, so dass eindeutig definiert 
ist, dass die Gesamtversiegelung max. 8.900 m² nicht überschreiten kann3.  

Das Baugebiet geht somit „fließend“ in die großflächige Stellplatzanlage über, wobei die Be-
bauungsplan-Festsetzungen dahingehend flexibel sind, dass auch im Baugebiet noch Stell-
plätze zulässig sind. Damit soll dem Hochbauentwurf in Hinblick auf die genaue Ausdehnung 
des Gebäudekörpers ein gewisses Maß an Variabilität eingeräumt werden, ohne dass dar-
aus erheblich unterschiedliche städtebauliche oder sonstige (etwa lärmtechnische) Auswir-
kungen erwachsen. 

Da aus gestalterischen Gründen ggf. ein Dachüberstand vorgesehen ist, wird dafür eine 
Ausnahmeregelung betreffs der Überschreitung der Baugrenzen festgesetzt.    

Die zulässige Versiegelung entspricht damit etwa 93 % des überplanten Gesamt-
Baugrundstücks, vgl. Flächenbilanz, Abschnitt 9. Die Überschreitung der gemäß § 17 BauN-
VO zulässigen Grundfläche ist hinnehmbar, da nur die geplante intensive Grundstücksaus-

 
3 Die Stellplatzanlage darf sich auch auf die SO-Bereiche ausdehnen, siehe Zulässigkeiten in SO 1 und SO 2. 
Daher ist die dafür nach § 4 der textl. Festsetzungen zulässige Versiegelung höher als die ST-Fläche gemäß Ab-
schnitt 9 „Städtebauliche Werte“.  
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nutzung sicherstellt, dass sowohl die Läden als auch die Stellplatzflächen langfristig den 
wirtschaftlichen und nachfragetechnischen Gesichtspunkten genügen. Der Ortskern mit sei-
ner guten Erreichbarkeit dient gerade zur Unterbringung solch flächenintensiver Nutzungen 
wie hier vorgesehen. Die gute verkehrliche und fußläufige Erreichbarkeit befördert eine sol-
che Ansiedlung. Daher nimmt die Gemeinde die hohe Grundstücksausnutzung an dem (be-
engten) Standort in Kauf, auch weil die erstmalige planbedingte Versiegelung aufgrund der 
Bestandsnutzung erheblich geringer ist.   

Auf die Festsetzung einer Bauweise wird mangels Erfordernis verzichtet. Die Baugrenzen 
definieren das künftige Bauwerk hinreichend. Entlang der Grenzen des Plangebietes gelten 
damit die Abstandsvorgaben nach NBauO für offene Bauweise.   

7.3 Überbaubare Grundstücksflächen 

Im Sonstigen Sondergebiet wird eine überbaubare Fläche festgesetzt, die eine Unterbrin-
gung der vorgesehenen Nutzung entsprechend der Vorgaben des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans, erlaubt. Dabei sieht der Bebauungsplan einen kleinen „Wackelraum“ vor, siehe 
oben, um geringfügige Abweichungen zu ermöglichen, die sich ggf. noch im Rahmen der 
Fortschreibung / Konkretisierung der Hochbauplanungen einstellen werden.  

Am Ostrand des Geltungsbereichs setzt der Bebauungsplan Baugrenzen fest, die die Min-
destabstände gemäß NBauO von 3 m unterschreiten. Innerhalb des 3 m-Bereich sind jedoch 
nur Nebenanlagen vorgesehen – die der Klarheit und Eindeutigkeit halber mit in die über-
baubare Fläche einbezogen werden. Dies entspricht den aktuellen Hochbauplanungen, vgl. 
VEP.  

7.4 Grünfestsetzungen  

Im östlichen Plangebiet befinden sich markante Nadelbäume, die abgängig sind, siehe hier-
zu näher Abschnitt 10. Im Plangebiet finden sich vereinzelt weitere Einzelbäume, die jedoch 
unter landschaftsökologischen wie Ortsbild-Gesichtspunkten lediglich von allgemeiner Be-
deutung sind. Eine Ausnahme ist eine Eiche im mittleren Teil des Plangebietes, unmittelbar 
östlich der Rettungswache. Auch deren Erhalt ist jedoch aufgrund der zentralen Lage im ge-
biet nicht möglich. Zu den damit verbundenen Auswirkungen sowie zu den sonstigen land-
schaftsökologischen Auswirkungen, besonders mit Blick auf den Artenschutz, siehe Ab-
schnitt 10.  

Zur Durchgrünung einer künftigen Stellplatzfläche wird im Sinne des Ortsbildes eine flexible 
Regelung getroffen, die der Ausbauplanung hinreichend Spielraum für eine effektive Flä-
chenausnutzung lässt.   

7.5 Verkehrserschließung / Stellplatzanlage 

Der Bebauungsplan wird über einen Bereich für Ein- und Ausfahrten an die Celler Straße 
angebunden. Die Erschließungssituation ist damit eindeutig und vorhabenbezogen geregelt. 
Die Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr forderte eine Linksabbiegerspur. Diese wird 
erstellt. Entsprechende Vorentwurfsplanungen liegen vor und sind Grundlage der Festset-
zungen der Verkehrsfläche für diesen Bebauungsplan. 

Die Verkehrsfläche der Celler Straße im unmittelbaren Zufahrtsbereich ist 11 bis 12 m breit 
und muss daher für die Linksabbiegerspur geringfügig verbreitert werden. Dies geschieht zu 
Lasten des Vorhabengrundstücks. Weitere angrenzende Grundstücke sind nicht betroffen. 
Das bedeutet, dass der Bebauungsplan in Abstimmung mit dem Vorhabenträger zur Endfas-
sung angepasst werden musste.  
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Weiter westlich, wo die eigentliche Aufstellfläche sich erstreckt, ist der Straßenraum ca. 
13,50 bis 14,50 m breit, im weiteren Verlauf noch breiter. Das genügt, um eine anforde-
rungsgerechte Linksabbiegerspur herzustellen.  

Der Geltungsbereich berücksichtigt die Ausdehnung der von sichtbehindernden Nutzungen 
freizuhaltenden Sichtdreiecke. Die Planung weist per allg. Hinweis auf die Belange der B 214 
und die Rahmenbedingungen hin. Dabei ist insbesondere sicherzustellen, dass hinreichende 
Sichtbeziehungen gegeben sind (Sichtdreiecke), s.o.  

Es ist ein detaillierter Lageplan mit der Einmündungssituation zu erstellen, der einem Sicher-
heitsaudit durch einen externen Auditor zu unterziehen ist. Zwischen der Gemeinde und der 
Landesstraßenbehörde ist eine Vereinbarung über die Einmündung abzuschließen, um die 
rechtlichen Beziehungen zu regeln. Bei der Anlage provisorischer Zufahrten ist sicher zu 
stellen, dass keinen Verschmutzung der B 214 eintritt und dass die Verkehrssicherheit gege-
ben ist (kein Berühren der Gegenfahrbahn).  

Die Stellplatzanlage umfasst eine Fläche, die die Erstellung von ca. 120 Stellplätzen ermög-
licht, die beiden geplanten Märkten zugeordnet werden.       

Somit ist festzustellen, dass die äußere verkehrliche Erschließung des Plangebietes, inklusi-
ve der Erreichbarkeit für die öffentliche Müllentsorgung, gesichert ist.  

 

Entlang des Westrandes des Plangebietes wird die Wegeverbindung westlich des geplanten 
Baukörpers auf eine Breite von 1,50 m reduziert. Das bedeutet, dass die Gebäude Celler 
Straße Nr. 33 B, 33 C, 35 B und 35 C künftig aus Richtung Norden (Am Apfelgarten) er-
schlossen werden müssen. Der Bebauungsplan Nr. 21 setzt für die betroffene Wegeverbin-
dung eine Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fuß-/Radweg“ fest. Für den er-
schließungstechnisch relevanten Abschnitt bis auf Höhe der Gebäude 33 B und 35 B muss 
der Bebauungsplan Nr. 21 entsprechend geändert werden. Dies erfolgt in einem gesonder-
ten Änderungsverfahren parallel / mit geringem zeitlichem Nachlauf zu diesem Bebauungs-
planverfahren.  

Die Fuß-/Radwegführung wird über ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht gesichert, dessen 
Wirksamkeit per textlicher Festsetzung auch auf die Stellplatzfläche ausgedehnt wird.  

In der Nordostecke des Plangebietes wird ein weiteres Fahrrecht gesichert, um für den be-
troffenen Anlieger dort die Option einer Wegeverbindung zwischen den beiden somit ver-
bundenen Grundstücken zu gewährleisten.  

 

8 Ver- und Entsorgung 

Die geplanten Nutzungen können an die bereits vorhandenen Ver- und Entsorgungseinrich-
tungen angeschlossen. Die Wasserversorgung (inkl. der Löschwasserversorgung), die 
Stromversorgung und die Schmutzwasserentsorgung sind damit sichergestellt.  

Anfallendes Regenwasser der Dachflächen sowie befestigter Flächen wird soweit möglich 
örtlich versickert.  

Betreffs etwaiger Stellplatzflächen können z.B. dezentrale Versickerungsmulden (zwischen 
den Stellplatzreihen) angelegt werden. Grundlage für deren Bemessung ist das ATV-
Arbeitsblatt A 138, Stand 2005. Bei der Ermittlung des nutzbaren Speichervolumens von 
Versickerungsmulden sind die vom Deutschen Wetterdienst (KOSTRA Atlas) für das Plan-
gebiet ermittelten Regenspenden (Regenhäufigkeit n </= 0,2) anzusetzen. Die Mulden sind 
nach Profilierung mit einer ausreichend dicken Oberbodenschicht anzudecken. Eventuell 
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notwendige Notüberläufe sind so anzulegen, dass sie erst bei Überschreitung des nach A 
138 ermittelten Speichervolumens erreicht werden.  

Achtung: Die Einleitung von Oberflächenwasser über Mulden in den Untergrund ist bei ge-
werblich genutzten Grundstücken erlaubnispflichtig. Brauch- und Oberflächenwasser darf 
nicht dem angrenzenden Straßengelände zugeführt werden. 

Insgesamt kann die Ver- und Entsorgung des Plangebietes über den Anschluss an die vor-
handene Infrastruktur sowie ggf. eine bereichsweise örtliche Versickerung gesichert werden, 
siehe dazu auch Abschnitt 6.3. Konkrete Regelungen zum Umgang mit anfallendem Oberflä-
chenwasser inkl. ggf. erforderlicher Erlaubnisse sind im Bauantragsverfahren durch den Vor-
habenträger nachzuweisen.  

Innerhalb des Privatweges am Westrand befinden sich mehrere Leitungen, die künftig inner-
halb der festgesetzten 3,50 m breiten Fläche für Geh-, Fahr- und Leitungsrechten liegen 
müssen. Das bedeutet, dass zum Teil eine Umverlegung aus dem östlichen Wegebereich 
(der zum Teil überbaut wird) in den Bereich der auch künftig jederzeit zugänglichen Wege-
fläche erforderlich wird. Dies betrifft gemäß vorliegender Leitungspläne die Wasserversor-
gungsleitung und die Stromversorgung (Niederspannung). Nicht betroffen ist die Gasleitung, 
die im westlichen Teil des Weges liegt und nicht überbaut wird.  

Brandschutz: 

Hinsichtlich der Löschwasserversorgung stehen gemäß Aussage des Wasserversorgungs-
verbandes Landkreis Fallingbostel im Regelfall 1.600 l/min über 2 h zur Verfügung. Dies ge-
nügt bei einem Gewerbegebiet, eingeschossig, mit einer Geschossflächenzahl nicht größer 
als 1,0 und mittlerer Gefahr der Brandausbreitung, was den hier geplanten Vorhaben ent-
spricht.  

 

9 Städtebauliche Werte 

Sonstiges Sondergebiet SO   5.770 m² 
Stellplatzfläche ST, dem SO zugeordnet 3.760 m² 
Verkehrsfläche, öffentlich 2.100 m² 

Summe Plangebiet, ca. 11.630 m² 

alle Angaben ca. 
 

10 Grünordnung / Umweltschutz 

Gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gilt für diesen Bebauungsplan, der unter den Anwen-
dungsbereich des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 des § 13 a BauGB fällt, dass Eingriffe, die auf 
Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 5 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig anzusehen sind.  

Das heißt: Unter Bezug auf § 13 a i.V.m. § 13 BauGB darf die Gemeinde Schwarmstedt da-
von ausgehen, dass dieser Bebauungsplan keinen Eingriff in den Naturhaushalt und das 
Landschaftsbild nach sich zieht. Maßgebend auch bei der Anwendung der §§ 13, 13 a 
BauGB sind allerdings Fragen des Artenschutzes nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG). Hierauf wird folgend in Abschnitt 10.1 näher eingegangen.  
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Unabhängig von der verfahrensbedingt nachrangigen Eingriffssystematik ist festzustellen: 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist bereits zu großen Teilen versiegelt. Auf den 
bereits bebauten Grundstücken sind planbedingt auch faktisch keine erheblichen Eingriffe in 
den Naturhaushalt zu erwarten. Dies darf auch dann unterstellt werden, wenn die Versiege-
lung sich planbedingt auf den bereits bebauten Grundstücken deutlich erhöht, da die bisher 
unbebauten Flächen erkennbar keinen besonderen landschaftsökologischen Wert aufwei-
sen.  

Im südlichen Teil des Flurstücks 190/11 am Ostrand des Plangebietes befindet sich umlau-
fend um eine ca. 1.500 m² große Rasenfläche ein Gehölzbestand aus ausgewachsenen Na-
delbäumen. Diese weisen infolge ihres Alters und ihrer Größe einen natürlichen land-
schaftsökologischen Wert auf, sind allerdings am vorliegenden Standort in der Ortslage we-
der aus Ortsbildsicht von besonderer Bedeutung noch standortheimisch.  

Insofern kann eine ersatzlose Abgängigkeit der Gehölze aus dem Blickwinkel des Natur-
schutzes angesichts der mit der Planung verfolgten Ziele einer innerstädtischen Verdichtung 
und damit Schonung des Außenbereichs vertreten werden – sofern artenschutzrechtliche 
Belange dem nicht entgegenstehen.   

Anders verhält es sich mit der östlich der Rettungswache stehenden, über 20 m hohen Ei-
che. Diese ist ausweislich jüngerer Untersuchungen gesund und ist per Baumschutzsatzung 
der Gemeinde Schwarmstedt geschützt.  

10.1 Baumschutz 

Gemäß Baumschutzsatzung der Gemeinde kann von den Vorschriften zum Baumerhalt eine 
Befreiung erteilt werden, u.a. wenn eine nach baurechtlichen Vorschriften zulässige Nutzung 
sonst nicht oder nur unter wesentlichen Beschränkungen verwirklicht werden kann oder die 
Beseitigung eines Baumes auch aus überwiegenden, auf andere Weise nicht zu verwirkli-
chenden öffentlichen Interessen dringlich erforderlich ist. 

Beide angesprochenen Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall der Stieleiche, ldf. Nr. 66 
der Anhangliste zur Baumschutzsatzung, gegeben. Aufgrund der zentralen Lage im Plange-
biet ist eine Beseitigung des Baumes unausweichlich. Die damit verbundene Planung dient 
der Sicherung und Verbesserung der verbrauchernahen Versorgung im Kernort von 
Schwarmstedt und dient somit öffentlichen Interessen. 

Gemäß § 6 der Baumschutzsatzung ist für eine begründete Beseitigung eines Baumes eine 
Ausnahme oder Befreiung von der Erhaltungspflicht bei der Gemeinde zu beantragen. Im 
Antrag sind Standort, Gehölzart und Stammumfang anzugeben. Die Ausnahme / Befreiung 
kann mit Nebenbestimmungen, z.B. Ersatzpflanzungen an anderer Stelle, verbunden wer-
den. 

Der Vorhabenträger wird einen entsprechenden Antrag zeitnah bei der Gemeinde stellen. 
Der Vorhabenträger geht angesichts der dargelegten Rahmenbedingungen davon aus, dass 
dieser positiv beschieden wird. Dabei ist dem Vorhabenträger bewusst, dass dazu ggf. Er-
satzpflanzungen oder sonstige Nebenbestimmungen zu erfüllen sind.  

Weitere bauplanungsrechtliche, d.h. dieses Bebauungsplanverfahren berührende Auswir-
kungen ergeben sich hieraus nicht.   
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10.2 Artenschutz 

Mit Blick auf artenschutzrechtliche Belange liegt eine Beurteilung der Gruppe Freiraumpla-
nung, siehe Anlage 4, vor. Zusammenfassend ist festzuhalten:  

Avifauna: In den randlagigen und relativ strukturarmen Ziergärten ist mit selteneren und ggf. 
gefährdeten Arten nicht zu rechnen. Im zentralen Bereich können sämtliche Gartenvögelar-
ten vorkommen. Aufgrund des Altbaumbestandes sind auch gefährdete Arten nicht auszu-
schließen. Bei den ungefährdeten Arten ist davon auszugehen, dass diese in benachbarten 
Bereichen genügend alternative Nistplatzangebote finden. Bei den gefährdeten Arten, Hier 
Grünspecht, Gartenrotschanz, Mehlschwalbe, Haussperling, kann ein Vorkommen nicht 
gänzlich ausgeschlossen werden. Jedoch sind diese Arten in Niedersachsen zum Teil noch 
flächendeckend vorhanden bzw. das Plangebiet kann lediglich (kleiner) Teil eines Brutreviers 
sein.  

Säugetiere, hier: Fledermäuse: Potentielle Quartiersplätze von Fledermäusen sind in einem 
alten Apfelbaum mit einem Brusthöhendurchmesser von 0,5 m vorhanden, der tief reichende 
Höhlungen aufweist, sowie in einem jüngeren Apfelbaum mit einem Stammriss, beide im Be-
reich der Freifläche mit Obstbaumbestand im mittleren Plangebiet. Weitere Quartiersmög-
lichkeiten bieten nicht ausgebaute Dachgeschosse, hier vor allem des Wohngebäudes auf 
Flurstück 191/1. Die Obstwiese im zentralen Bereich und der lichtungsartige Charakter des 
Areals lassen eine Nutzung als Nahrungshabitat vermuten. Dessen Verlust kann jedoch 
durch nahegelegene Ersatzhabitate zum Teil besserer Qualität ausgeglichen werden.  

Weiteres: 

Das Vorkommen weiterer streng geschützter Säugetierarten oder Wirbeltiergruppen sowie 
wirbelloser Arten ist nicht wahrscheinlich.  

Für Quartiersplätze von Fledermäusen oder gefährdete Brutvogelarten gilt der Schutz ge-
mäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz, BNatSchG, der es verbietet, entsprechende Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten zu zerstören. Daraus ergeben sich folgende Handlungsanweisun-
gen:  

1. Es muss eine detailliertere Erfassung von Fledermausarten durchgeführt werden. 
Diese ist erforderlich, um entweder die tatsächliche Nutzung von Quartieren zu wider-
legen oder diese explizit festzustellen. Die Artenfeststellung ist besonders relevant, 
sofern wertgebende Arten des nahegelegenen FFH-Gebietes „Aller (mit Barnbruch), 
untere Leine, untere Oker“ festgestellt werden und das Vorhaben somit, nach Ab-
stimmung mit dem Landkreis, Einfluss auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes hät-
te. Im Falle von bestätigten Quartieren sind durch vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men (CEF-Maßnahmen) Ersatzquartiere im räumlichen Umfeld zu schaffen, damit ein 
negativer Einfluss auf die lokale Population ausgeschlossen werden kann.  

2. Auch die potenziellen Vogelbrutquartiere (Baumhöhlen, Gebäude auf 191/1) sind zur 
Brutsaison Ende Mai bis Ende Juni durch eine kurze, einmalige Begehung, auf ihre 
tatsächliche Nutzung hin zu überprüfen. Entweder es kann eine Nutzung durch ge-
schützte Arten ausgeschlossen werden oder es sind ebenfalls CEF-Maßnahmen 
durch ein Angebot an Ersatzquartieren durchzuführen.   

Diese Handlungsanweisungen werden per textlicher Festsetzung in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Die Überprüfungen zum Belang Fledermäuse müssten mit Blick auf die Wo-
chenstuben eine Zeitrahmen bis Ende Juli / Anfang August einnehmen.   

Unbenommen dessen sind folgende Vermeidungsmaßnahmen zu berücksichtigen:  

1. Die Räumung des Baufeldes inkl. Baumfällungen darf nur außerhalb der Brut- und 
Setzzeit, d.h. zwischen Anfang September und Ende Februar erfolgen. Potentiell für 
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Fledermäuse geeignete Bäume sind auch in dieser Zeit nur unter Expertenbegleitung 
zu fällen. 

2. Unmittelbar vor Fällung ist eine Prüfung auf Besatz von Fledermäusen durchzufüh-
ren. Kann eine Fällung auch endoskopisch nicht sicher ausgeschlossen werden, ist 
der Baum unter Schonung der Höhlenstrukturen abschnittsweise zu zerlegen. Der 
Höhlenabschnitt ist an einen geschützten Bereich zu verbringen und dort zu lagern.  

3. Wurden in einem Gebäude Fledermäuse festgestellt, sind diese unmittelbar vor Be-
ginn der Abrissarbeiten daraufhin zu kontrollieren, dass keine Tiere mehr vor Ort sind.  

Diese Vermeidungsmaßnahmen werden per textlicher Festsetzung in den Bebauungsplan 
aufgenommen.   

Nähere Einzelheiten sind Anlage 4 zu entnehmen.  

10.3 Regelungen zur Kompensation 

Die sich aus den Belangen des Artenschutzes ergebenden Anforderungen sind Abschnitt 
10.2 zu entnehmen. Die Belange der Kompensation der geschützten Eiche sind in dem ge-
sondert zu stellenden Ausnahmeantrag von der Baumschutzsatzung zu regeln.  

Darüber hinaus gelten im beschleunigten Verfahren bei Unterschreitung der zulässigen 
Grundfläche von 20.000 m² (was hier gegeben ist) Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zu-
lässig. Mit anderen Worten: Als zusätzlicher Anreiz für die Innenentwicklung erteilt der Ge-
setzgeber einen Eingriffsdispens und erlässt der Gemeinde die Ausgleichsverpflichtung.  

Die Gemeinde Schwarmstedt macht sich diese gesetzliche Regelung soweit zu eigen, dass 
sie auf eine konkrete Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung verzichtet. Angesichts des allgemei-
nen naturschutzfachlichen Wertes des Plangebietes setzt die Gemeinde im Sinne einer Ver-
besserung des Ortsbildes lediglich Begrünungsvorgaben für die Stellplatzflächen fest. Um 
eine flexible und flächenschonende Gestaltung der Stellplatzanlage zu ermöglichen, ist die 
Pflanzung auch in den Randbereichen zulässig.  

Unter Berücksichtigung der Vorgaben des § 13 a BauGB kann damit ein den örtlichen Anfor-
derungen von Natur und Landschaft entsprechender Umgang mit den planungsbedingten 
Auswirkungen sichergestellt werden. Die Belange des Umweltschutzes im Sinne § 1 Abs. 6 
BauGB sind - gemessen am Ziel der Innentwicklung nach § 13 a BauGB und der damit ver-
bundenen Schonung des Außenbereichs, des sparsamen Umgangs von Grund und Boden 
und der effizienten Nutzung vorhandener Erschließungs- und Versorgungsstrukturen - hin-
reichend berücksichtigt.  

 

11 Abwägung und Beschlussfassung 

Abwägung 
Seitens der Öffentlichkeit wurden vor allem Fragen des Lärmschutzes angesprochen: Dies 
betraf die Grundstücke Esseler Straße 2 und 4 und deren nach Westen orientierten Freibe-
reiche. Aufgrund der Einwender hat sich der Vorhabenträger entschlossen, zum einen eine 
hölzerne Schallschutzwand entlang der betroffenen Grundstücksgrenzen zu setzen und zum 
zweiten die Lage der Aggregate (hier des geplanten Discountmarktes) lärmtechnisch zu op-
timieren. Beides wurde auf freiwilliger Basis durchgeführt. Auch ohne diese Maßnahmen wä-
re eine adäquate Freibereichsnutzung möglich gewesen. Mit diesen Maßnahmen wird jedoch 
nicht nur eine Mischgebietsadäquate Freiflächen-Lärmbelastung erzielt, sondern diese wird 
reduziert analog eines allgemeinen Wohngebietes und teils noch darunter.  
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Daneben wurde die Aufrechterhaltung der Wegeverbindung an der Westseite des Plangebie-
tes gefordert. Dem folgte bereits die Entwurfsplanung.  
 
Generell wurde das Erfordernis der Planung eines großflächigen Versorgungsstandortes an-
gezweifelt, auch mit Blick auf das Ortsbild. Hierzu ist auszuführen:  
Die Märkte erhalten ein gefälliges, mit der Gemeinde Schwarmstedt abgestimmtes Erschei-
nungsbild. Eine Verschandelung des Ortsbildes wird dadurch vermieden. Die Nachnutzung 
des bestehenden Marktgebäudes ist noch nicht geklärt. Die Möglichkeiten der Gemeinde, 
darauf einzuwirken sind begrenzt. Im Sinne der Versorgungsstrukturen einerseits und der 
Ortsbildwirkung andererseits sind die angeführten Billigmärkte zwar keine bevorzugte Nut-
zung, aber besser als langfristiger Leerstand und Verfall. Der Bedarf an den geplanten Ver-
sorgungseinrichtungen wurde gutachterlich nachgewiesen und von Landkreis und IHK bestä-
tigt. Gerade die zentrale Lage des Standortes im Ortskern wurde dabei positiv bewertet, un-
benommen der Nähe des anderen Standortes. Das vielfältige und der Größe des Orts ange-
passte kleinteilige Geschäftsstrukturen zur Attraktivität Schwarmstedt beitragen ist nicht in 
Abrede zu stellen. Aber bei der hier in Rede stehenden Branche des Lebensmitteleinzelhan-
dels stellen die geplanten Marktgrößen zeitgemäße und nachfragegerechte Typen dar. Klei-
nere Einheiten (vgl. den bestehenden Markt) können langfristig nicht bestehen. Im Sinne der 
Versorgungssicherheit für die genannte Branche ist die Planung geboten und der zentrale 
Standort dafür sehr gut geeignet.  
 
Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden vor allem folgende 
Aspekte angesprochen:   
Die Ausführungen zur raumordnerischen Beurteilung sind missverständlich. Dementspre-
chend wurden diese (redaktionell) korrigiert.    
Die Erschließung der Grundstücke 33B, 33C und 35C ist zu sichern. Dem wurde gefolgt, in-
dem der Bebauungsplan Nr. 21 entsprechend angepasst wurde (gesondertes Verfahren). 
Es ist zwingend eine Linksabbiegerspur erforderlich, ergänzt um anforderungsgerechte Rad-
/Gehwegbreiten. Diesem Belang der Verkehrssicherheit wurde besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt. Es wurden vielzählige Abstimmungsgespräche mit den Verkehrsbehörden ge-
führt. Der Bebauungsplan wurde insofern angepasst, als dass öfftl. Verkehrsfläche zu Lasten 
von Stellplatzfläche eingeplant wurde. Dafür wird ausschließlich Grundstücksfläche des Vor-
habengrundstücks in Anspruch genommen. Insofern erfolgt dies in Abstimmung mit dem 
Vorhabenträger bzw. auf dessen Veranlassung. Eine erneute Auslegung ist daher nicht er-
forderlich, da keine weiteren Interessen / Belange berührt werden. Neben dem Bebauungs-
plan wird auch der VEP entsprechend angepasst. 
 
 
Beschlussfassung: 
Die vorliegende Begründung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 37 mit den An-
lagen 1 bis 5 wurde vom Rat der Gemeinde Schwarmstedt in seiner Sitzung am 24.07.2014 
beschlossen.  
 
Schwarmstedt, 11.08.2014  
 
                 L. S. 
gez. Schiesgeries                                                                                       gez. Gehrs 
Bürgermeisterin                     Gemeindedirektor 
  
 
Zusammenstellung:  
H&P, Laatzen, Juli 2014 



Anlage 1 
 
 

Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Schwarmstedt - 
maßstabslose Wiedergabe 

  
        

     Lage des Plangebietes 

 N 



 
Anlage 2 

 
Schalltechnisches Gutachten, Büro Lauterbach, 27.03.2014 
 
  



















































































 

Anlage 3 
 
Verkehrsuntersuchung, Büro Zacharias Verkehrsplanungen, Hannover, März 2014 
  















































 

 
Anlage 4 

 
Artenschutzrechtliche Beurteilung, Gruppe Freiraumplanung, 28.03.2014 
  























 

Anlage 5 
 
Einzelhandelsgutachten, BBE-Handelsberatung, April 2014 
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